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Geleitwort 

Die seit elnIger Zeit bemerkbare Aufarbeitung des Rückstands an 
parlamentsrechtlicher Forschung rechtfertigt die Begründung einer 
Schriftenreihe, in der einschlägige Untersuchungen zusammengefaßt 
werden sollen. Sechzig Jahre nach Inkrafttreten der Verfassung eines 
demokratischen Deutschen Reiches, dreißig Jahre nach Erlaß des Grund-
gesetzes ist das zunehmende Interesse an dem Staatsorgan, durch wel-
ches das Volk repräsentiert wird, als erfreuliches Zeichen gesteigerten 
Demokratiebewußtseins zu werten. Daß dieses Feld nicht mehr vor 
allem der Politischen Wissenschaft überlassen bleibt, kann bei allem 
Respekt vor deren Erkenntnissen mit Genugtuung vermerkt werden. 

Die neue Schriftenreihe mit einer Abhandlung über die parlamenta-
rische Verhandlung zu eröffnen, erscheint deshalb naheliegend, weil es 
sich bei der sie betreffenden Normierung um den Kern des Parlaments-
rechts handelt, wenn man Volksvertretung nicht nur als Institution, 
sondern vor allem als Aktion betrachtet. Selbst das Verfahren anderer 
Kollegialorgane - bis in den Universitätsbereich - orientiert sich nicht 
selten hilfsweise an den Regelungen über die parlamentarische Ver-
handlung. Die Einbeziehung des Rechts des Bundestags wie desjenigen 
der Landesparlamente in die nachfolgende Darstellung war unerläßlich, 
um ein umfassendes Bild des in seinen Grundzügen zwar auch insoweit 
übereinstimmenden, in Einzelheiten mitunter aber voneinander abwei-
chenden Parlamentsrechts des Bundes und der Länder zu geben. Daß 
der Schwerpunkt vom Darstellungsumfang her trotz des erheblichen 
Anteils der Ausschüsse an der parlamentarischen Arbeit eher beim 
Plenum liegt, kann dabei nicht verwundern: Die Geschäftsordnungen 
pflegen das Verfahren in der Vollversammlung nun einmal ausführ-
licher zu regeln als dasjenige in den Ausschüssen, für das mitunter 
sogar ausdrücklich die Vorschriften über die Plenarverhandlungen in 
Bezug genommen werden, und die folgenden Untersuchungen geben -
trotz der unübersehbaren Verschränkung von Sein und Sollen gerade 
im Parlamentsrecht - in erster Linie die Rechtslage der parlamentari-
schen Verhandlung wieder. 

Für die Begründung der neuen Schriftenreihe gilt Herrn Ehrensena-
tor Ministerialrat a. D. Professor Dr. Johannes Broermann mein beson-
derer Dank. Ich verbinde hiermit den Wunsch, daß die "Beiträge zum 
Parlamentsrecht" der Vertiefung und Verbreitung der Parlamentswis-
senschaft zu dienen vermögen. 

Münster, im März 1979 Norbert Achterberg 
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Erster Teil 

Verhandlungsgrundsätze 

I. Vorbemerkung 

Die Frage nach den Grundsätzen der parlamentarischen Verhandlung 
zu stellen, bedarf der Begründung. Unzweifelhaft lassen sich zwar -
ähnlich wie für den Verfassungsprozeß, den Verwaltungsprozeß, den 
Zivilprozeß oder den Strafprozeß, aber auch für das Verwaltungsver-
fahren - Verhandlungsmax,imen ausmachen, die das parlamentarische 
Verfahren beherrschen. Gleichwohl bedarf es der Darlegung, weshalb 
es sinnvoll ist, von Geschäftsordnungsvorschriften abstrahierte Ver-
handlungsgrundsätze zu erörtern. Dies ist deshalb der Fall, weil sich 
auf diese Weise Prinzipien darstellen lassen, an denen sich die Funktio-
nalität durch Verfassung, Gesetz oder Geschäftsordnung vorgenomme-
ner Verfahrensregelungen messen läßt. 

Aus sozialwissenschaftlicher Sicht1 wurde versucht, als Grundsätze 
der parlamentarischen Verhandlung Effizienz, Transparenz und Parti-
zipation abzuleiten. Auf "KurzformeIn" gebracht, soll Effizienz den 
"Wirkungsgrad im Sinne technisch-rationeller Wirtschaftlichkeit .. , 
gemessen an der Zeit-Kosten-Nutzen-Relation", Transparenz "den 
Grad an Nachvollziehbarkeit durch Offenlegung und Durchschaubar-
keit", Partizipation "den Grad an Mitwirkung im Rahmen der in Wech-
selbeziehung zueinander stehenden Wirkungsstufen der teilnehmenden 
Beobachtung, Mitberatung und Mitentscheidung" bezeichnen; mit Recht 
wird ausgeführt, daß es sich hierbei um weitgehend formale Kriterien 
handelt, die der Konkretisierung bedürfen. Ebenso mögen eindimen-
sionale Effizienzmaximierung als technokratisches Postulat, eindimen-

1 Vgl. Steffani, Parlamentarische Demokratie - Zur Problematik von Effi-
zienz, Transparenz und Partizipation, in: Parlamentarismus ohne Transpa-
renz, hrsg. Steffani, Opladen 1971 (= Kritik Bd. III), S. 17 (20); Thaysen, 
Parlamentsreform in Theorie und Praxis, Opladen 1972, S. 82 ff., der S. 97 ff. 
- von seinem Standpunkt aus konsequent - die Möglichkeit positiver und 
negativer Korrelation sowie von "Insich-Konflikten" der Kriterien be-
schreibt und im übrigen S. 118 ff. die Gesetzentwürfe, Anträge und Vor-
lagen zur Parlamentsreform der 5. Wahlperiode des Bundestags darauf unter-
sucht, welches der im folgenden genannten drei Kriterien "primäre Reform-
kategorie" des jeweiligen Vorhabens ist. Kritisch hierzu Achterberg, Rezen-
sion zu Thaysen, Parlamentsreform in Theorie und Praxis, Staat 14 (1975), 
281 (283). 
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sionale Partizipationsmaximierung als solches eines verkürzten Demo-
kratieverständnisses, eindimensionale Transparenzmaximierung als 
übersteigerte Kommunikationsforderung begriffen werden können; 
während multidimensionale Optimierungsmodelle solche sind, bei 
denen mehrere Zielvariable zueinander in Beziehung gesetzt werden 
um zu untersuchen, welche Konsequenzen die Maximierung eines Ziels 
auf diejenige der anderen Ziele ausübt. Indessen bleibt fragwürdig, ob 
die erwähnten Grundsätze in der Tat als Essentialia der parlamenta-
rischen Verhandlung verstanden werden können: Hinsichtlich der 
Transparenz kann dies im Prinzip - wenn auch nicht derartig pau-
schal, wie es hiernach den Anschein hat - bejaht werden. Bezüglich der 
Effizienz enthält die zuvor erwähnte Aussage demgegenüber nicht 
mehr als eine Binsenweisheit: Zum einen ist Effizienz keineswegs par-
lamentsspezifisch, da es kein Staatsorgan gibt, das sein Handeln nicht 
auch an ihr ausrichtet - wenn sie auch durch andere Handlungskrite-
rien, wie die Legalität, ergänzt wird -, zum anderen ist es unvorstell-
bar, daß das Parlament sich selbst der Ineffizienz verschreibt. Die Her-
vorhebung der Partizipation schließlich ist mehrdeutig: Soll mit ihr 
ausgesagt sein, daß das Parlament an der Ausübung der Staatsgewalt 
teilnimmt, so ist auch dies nicht parlamentsspezifisch, sondern trifft 
wiederum ebenso auf die anderen Staatsorgane zu, soll mit ihr festge-
stellt sein, daß das Volk am parlamentarischen Handeln partizipiert, so 
gilt dies nur für die Bildung des Parlaments durch Wahl, soll mit ihr 
schließlich beschrieben sein, daß das Volk durch das Parlament an der 
Ausübung der Staatsgewalt teilhat, so bedeutet Partizipation nichts an-
deres als Repräsentation. 

Als Maximen der parlamentarischen Verhandlung sind demgegen-
über Öffentlichkeit, Unmittelbarkeit, Mündlichkeit, Mehrheitsprinzip 
und Minderheitenschutz zu erörtern2• 

11. Uffentlichkeit 

Die Öffentlichkeit der parlamentarischen VerhandlungS - zu einem 
großen Teil übereinstimmend, wenn auch nicht völlig deckungsgleich 
mit dem zuvorgenannten sozialwissenschaftlichen Begriff der Trans-
parenz, die auch anders vermittelt werden kann - ist eine zentrale, 

2 Zu eng Schäfer, S. 71, der nur den Grundsatz der mündlichen Verhand-
lung und die Öffentlichkeit als Verfahrensmaximen nennt. 

3 Schrifttum: Appoldt, Die öffentlichen Anhörungen ("Hearings") des 
Deutschen Bundestages, Berlin 1971; Dobiey, Die politische Planung als ver-
fassungsrechtliches Problem zwischen Bundesregierung und Bundestag, Ber-
lin 1975, S. 64 ff.; Habermas, Strukturwandel der öffentlichkeit, 4. Aufl., 
Neuwied - Berlin 1969; Haftendorn, Die politische Funktion der Parlaments-
berichterstattung, (phil.) Diss., FrankfurtlMain 1960; Hereth, Die öffentlich-
keitsfunktion des Parlaments, PVS 11 (1970), 29; Jäger, Öffentlichkeit und 
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allerdings nicht lückenlos verwirklichte parlamentarische Verfahrens-
maxime. Parlamentarische Öffentlichkeit als solche reicht über diese im 
übrigen weit hinaus4, weil sie auch die sonstige - nicht nur verfah-
rensmäßige - Durchsichtigkeit des parlamentarischen Handeins um-
greift und zwar sowohl in formeller als auch in materieller Hinsicht. 
Daß Öffentlichkeit nur formell gewährleistet ist, wenn die parlamen-
tarische Debatte nicht auch materiell öffentlich, transparent, einsichtig 
ist, reicht nicht aus: Der Bürger muß in der Lage sein, Positionen und 
Gegenpositionen zu erkennen, um zwischen ihnen abwägen zu können. 
Dazu dienen Reden nicht, deren Verständnis Expertenwissen erfordert, 
und ebenso solche nicht, in denen kontroverse Standpunkte, anstatt im 
Dialog ausgetragen zu werden, durch eine "amicabilis compositio" ver-
schleiert werden, die in der Monarchie vertretbar gewesen sein mochte, 
in der das Parlament als Block der Exekutive gegenübertrat5, nicht 
aber dem modernen, pluralistischen Verfassungsstaat angemessen ist, 
in dem unterschiedlichen Meinungen Entfaltungsfreiheit und damit 
auch Äußerungsfreiheit zu geben ist; das arcanum als Bestandteil poli-
tischer Strategie verstößt gegen das Prinzip der Demokratie, in der alle 
Staatsgewalt vom Volk ausgeht6• 

Parlamentarismus. Eine Kritik an Jürgen Habermas, Stuttgart 1973; Kißler, 
Die Öffentlichkeitsfunktion des Deutschen Bundestages, Berlin 1976; H. H. 
Klein, Mehr geheime Abstimmungen in den Parlamenten!, ZRP 76, 81; Linck, 
Die Öffentlichkeit der Parlamentsausschüsse aus verfassungsrechtlicher und 
rechtspolitischer Sicht, DÖV 73, 513; Marcic, Die Öffentlichkeit als Prinzip 
der Demokratie, in: Festschrift für Adolf Arndt, hrsg. Ehmke - Schmid-
Scharoun, Frankfurt/Main 1969, S. 267; Martens, Öffentlichkeit als Rechts-
begriff, Bad Homburg v. d. H. - Zürich - Berlin 1969, insb. S. 59, 68 ff.; Merg, 
Die Oeffentlichkeit der Parlamentsverhandlung, Berlin 1920; Morscher, Die 
parlamentarische Interpellation, Berlin 1973, S. 243 ff.; Oberreuter, Schein-
publizität oder Transparenz? Zur Öffentlichkeit von Parlamentsausschüssen, 
ZParl. 6 (1975), 77; ders., Die Öffentlichkeit des Bayerischen Landtags, in: 
aus politik und zeitgeschichte, 1970, B 21, S. 3; ders., Parlamentsberichterstat-
tung, in: Röhring - Sontheimer, S. 354; Peschel, Die Publizität der Verhand-
lungen des Deutschen Bundestages, Bulletin 1955, Nr. 76, S. 631; Steiger, 
Zur Funktion der Öffentlichkeit parlamentarischer Verhandlungen heute, 
Studium Generale 23 (1970), 710; Strickrodt, Zur Gewährleistung der Öffent-
lichkeit bei der Ausübung des Petitionsrechts gegenüber Volksvertretungen, 
ZRP 73, 300; Trautmann, Öffentlichkeit, in: Röhring - Sontheimer, S. 308; 
Trossmann I, S. 198 ff. 

, Signifikant Kißler, passim, der bei seiner Darstellung der Öffentlich-
keitsfunktion des Bundestages weit über die parlamentarische Verhandlung 
hinausgeht und alle möglichen parlamentarischen Institute der Organisation 
und Funktion des Parlaments in sie einbezieht, Parlamentarismus gerade 
sub specie Öffentlichkeit betrachtet. Vgl. auch Morscher, S. 243 ff., der 
Öffentlichkeit auch als Funktion der Interpellation begreift, sowie Strick-
rodt, ZRP 73, 300, zur Gewährleistung der Öffentlichkeit bei Ausübung des 
Petitionsrechts. 

5 Zur Spezialistensprache Hereth, PVS 11 (1970), 36 (zur amicabilis compo-
sitio und zu ihrer historischen Verankerung im Westfälischen Frieden 32 ff.). 

B Vgl. zu den staatstheoretischen und verfassungsgeschichtlichen Wurzeln 
des arcanum vor allem in der Staatsraison des absolutistischen Staats (Arnol-

2 Achterberg 
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